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Preußiſche Geſetzſammlung 


Jahrgang 1921 Nr. 1. 
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Inhalt: Geſetz, betreffend die Wahlen zu den Provinziallandtagen und zu den Kreistagen, S 1. — Wahl⸗ 
ordnung für die Provinziallandtags⸗ und Kreistagswahlen, S. 8. 


(Nr. 12012.) Geſetz, betreffend die Wahlen zu den Provinziallandtagen und zu den Kreis- 
tagen. Vom 3. Dezember 1920. 


Die verfaſſunggebende Preußiſche Landesverſammlung hat für das geſamte 
Staatsgebiet mit Ausnahme der Hohenzollernſchen Lande folgendes Geſetz beſchloſſen, 
das hiermit verkündet wird: 2 


J. Wahlen zu den Provinziallandtagen. 
ST 

Die Provinziallandtage werden in allgemeiner, gleicher, unmittelbarer und 
geheimer Wahl nach den Grundſätzen der Verhältniswahl gewählt. Der Wahltag 
muß ein Sonntag oder öffentlicher Ruhetag fein. Er wird durch die Staats- 
regierung beſtimmt. In allen Provinzen ſoll in der Regel derſelbe Wahltag 
feſtgeſetzt werden. 

982. 

(1) Wahlberechtigt ift jeder Deutſche männlichen oder weiblichen Geſchlechts, 
der am Wahltage das zwanzigſte Lebensjahr vollendet hat und in der Provinz 
ſeinen Wohnſitz hat. 

(2) Wählen kann nur, wer in einer Wählerliſte oder Wahlkartei ein⸗ 
getragen iſt. i f 

§3. 

() Die Ausübung des Wahlrechts ruht für die Soldaten während der 
Dauer der Zugehörigkeit zur Wehrmacht. : 

E) Ausgeſchloſſen von der Ausübung des Wahlrechts ift: 

1. wer entmündigt iſt oder unter vorläufiger Vormundſchaft oder wegen 

geiſtiger Gebrechen unter Pflegſchaft ſteht ; 

2. wer die bürgerlichen Ehrenrechte nicht beſitzt. : 

(3) Behindert in der Ausübung ihres Wahkrechts find Perſonen, die wegen 
Geiſteskrankheit oder Geiſtesſchwäche in einer Heil- oder Pflegeanſtalt unter⸗ 

Geſetzſammlung 1921. (Nr. 12012 bis 12013.) 1 
Ausgegeben zu Berlin den 8 Januar 1921. 


nF, b of, 9 160 8 b die 
ebracht find, ferner Straf- und Anterſuchungsgefangene ſowie Perſonen, 
Infolge las oder polizeilicher Anordnung in Verwahrung gehalten werden. 
Ausgenommen ſind Perſonen, die ſich aus politiſchen Gründen in Schutzhaft 
befinden. i 


84. 

(1) Vor jeder Wahl iſt in jedem Stimmbezirke vom Gemeindevorſtande 
(Gutsvorſteher) eine Liſte der wahlberechtigten Perſonen (]Wählerliſte, Wahlkartei) 
aufzuſtellen und ſpäteſtens vier Wochen vor dem Wahltage mindeſtens acht Tage 
lang öffentlich auszulegen. Die Gemeindebehörde gibt Ort und Seit der Aus⸗ 
legung öffentlich bekannt und weiſt auf die Einſpruchsfriſt hin. In dieſe Liſte 
ſind alle diejenigen Perſonen einzutragen, denen ein Wahlrecht gemäß § 2 Abſ. 1 
am Wahltage zuſteht. f ö 

e) Einſprüche find bis zum Ablaufe der Auslegungsfriſt bei der Gemeinde⸗ 
behörde anzubringen und innerhalb der nächſten vierzehn Tage zu erledigen. 
Hierauf werden die Liſten oder Karteien geſchloſſen. 


95. 
Wählbar iſt jeder Wahlberechtigte, der das fünfundzwanzigſte Lebensjahr 
vollendet hat. 


86. 
(1) Die Zahl der Provinziallandtagsabgeordneten iſt auf Grund der Ein⸗ 
wohnerzahl nach folgenden Grundſätzen feſtzuſetzen: 
In jeder Provinz entfällt a 
innerhalb der erſten und zweiten Million Einwohner ein Abgeordneter 
auf eine Vollzahl von je 25 000 Einwohnern, 
innerhalb der dritten Million Einwohner ein Abgeordneter 
auf eine Vollzahl von je 35 000 Einwohnern, 
innerhalb der vierten Million Einwohner ein Abgeordneter 
auf eine Vollzahl von je 50 000 Einwohnern, 
innerhalb der fünften Million Einwohner ein Abgeordneter 
auf eine Vollzahl von je 75000 Einwohnern, 
innerhalb der ſechſten Million und der folgenden Millionen Einwohner 
ein Abgeordneter auf eine Vollzahl von je 100 000 Einwohnern. 
(2) Die ſich hiernach ergebende Geſamtzahl von Provinziallandtagsabgeordneten 


wird durch den Provinzialausſchuß auf Gr jeweils 8 ET 
feſtgeſetzt. d ſchuß auf Grund der jeweils letzten Volkszählung 


(8) Die Zahl der zu wählenden Provinziallandtagsabgeordneten iſt durch 
den Provinzialausſchuß auf die Regierungsbezirke der 5 1 1 HM 1 5 b 
Einwohnerzahl gleichmäßig zu Nees a be 
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5 § 

Wahlkreiſe find die Land⸗ und Stadtkreiſe. Land⸗ oder Stadtkreiſe, deren 
Einwohnerzahl geringer iſt als diejenige Zahl, auf welche bei gleichmäßiger Ver⸗ 
teilung der Abgeordnetenſitze wenigſtens ein Sitz entfallen würde, ſind durch 
Provinzialgeſetz mit einem benachbarten Land⸗ oder Stadtkreiſe zu einem Wahl⸗ 
kreiſe zu vereinigen. 

5 8 8. N 

Zur Ermittlung des Wahlergebniſſes iſt zunächſt die Geſamtzahl der in 
dem Regierungsbezirk abgegebenen gültigen Stimmen durch die Geſamtzahl der 
dem Regierungsbezirke zuſtehenden Abgeordneten (§ 6 Abſ. 3) zu teilen und auf 
dieſe Weiſe die Verteilungszahl für den Regierungsbezirk feſtzuſtellen. Alsdann 
iſt die Geſamtzahl der Stimmen, die in dem Regierungsbezirke für Wahlvorſchläge 
mit einem gemeinſamen Kennwort abgegeben ſind, durch die Verteilungszahl zu 
teilen und ſo die Zahl der auf die Wahlvorſchläge mit dieſem Kennwort in dem 
Regierungsbezirk entfallenden Abgeordnetenſitze zu ermitteln. Die Verteilung der 
auf ſolche Art feſtgeſtellten Sitze auf die durch das Kennwort bezeichneten Wahl⸗ 
vorſchläge in den einzelnen Wahlkreiſen erfolgt in der Weiſe, daß jedem Wahl⸗ 
vorſchlage jo viele Sitze zugeteilt werden, als ſich die Zahl der für ihn ab- 
gegebenen Stimmen durch die Verteilungszahl voll teilen läßt. Die in dem 
Regierungsbezirk übrigbleibenden Sitze werden denjenigen Wahlvorſchlägen zu— 
geteilt, welche die höchſte Zahl von Reſtſtimmen aufweiſen. Weiſen mehrere 
Wahlvorſchläge die gleiche Zahl von Reſtſtimmen auf, ſo entſcheidet das Los. 


SEE 
Auf die Durchführung der Wahl finden im übrigen die 60 9, 10, 14, 
17, 19, 20, 23, 24, 26, 27, 28, 29, 33 des Geſetzes über die Wahlen zum 
Preußiſchen Landtage ſinngemäße Anwendung mit folgenden Maßgaben: 
s J. Zur Ermittlung des Wahlergebniſſes in der ganzen Provinz beſtellt der 
Provinzialausſchuß einen Provinzialwahlleiter und einen Stellvertreter. 

2. Die Bildung von Wahlkreisverbänden, die Ernennung von Verbands⸗ 
wahlleitern, die Bildung von Verbandswahlausſchüſſen und eines 
Landeswahlausſchuſſes ſowie die Einreichung von Landeswahlvorſchlägen 
findet nicht ſtatt. i 

3. An die Stelle des Kreiswahlleiters tritt der Wahlkommiſſar, der durch 
den Provinzialausſchuß ernannt wird. Der Wahlvorſteher und ſein 
Stellvertreter werden vom Wahlkommiſſar ernannt. An die Stelle 
des Wahlbezirkes tritt der Stimmbezirk. 

4. Wahlvorſchläge werden lediglich in den einzelnen Wahlkreiſen ein⸗ 
gereicht; fie brauchen nur fünfzehn Unterfchriften von im Wahlkreiſe 
wahlberechtigten Perſonen zu tragen und ſollen ein Kennwort enthalten, 
das auch der Name einer Partei ſein kann. Eine Verbindung von 
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Wahlvorſchlägen findet nicht ſtatt. Im übrigen finden die für Kreis⸗ 
wahlvorſchläge geltenden Vorſchriften Anwendung, jedoch kann die 
Friſt für die Einreichung durch Beſchluß des Provinzialausſchuſſes ab 
gekürzt werden. f 

5. Im Falle der Verbindung der Wahlen zum Provinziallandtage mit 
anderen Wahlen oder Abſtimmungen kann der Miniſter des Innern 
anordnen, in welcher Weiſe zur Unterſcheidung von den Stimmzetteln 
für die anderen Wahlen oder Abſtimmungen die für die Wahl zum 
ee beſtimmten kenntlich zu machen ſind. i 


IHRER: 


$ 10. | 
() Das Ergebnis der Wahl iſt öffentlich bekannt zu machen. 
(2) Gegen die Gültigkeit der Wahl kann jeder Wahlberechtigte binnen 
vier Wochen nach der Bekanntmachung Einſpruch bei dem Provinzialausſchuß 
erheben. Über den Einſpruch beſchließt der Provinziallandtag. Auch im übrigen 
prüft der Provinziallandtag die Gültigkeit der Wahlen von Amts wegen. Gegen 
den Beſchluß des Provinziallandtags ſteht dem, der den Einſpruch erhoben hat, 
und dem, deſſen Wahl für ungültig erklärt iſt, binnen zwei Wochen die Klage 
beim Oberverwaltungsgerichte zu. 
(3) Die Klage hat im Falle der Ungültigkeitserklärung einer Wahl auf, 
ſchiebende Wirkung. Wird ein Beſchluß des Provinziallandtags, durch den die 
Wahl eines Wahlkreiſes oder die ganze Wahl für ungültig erklärt worden iſt, 
im Verwaltungsſtreitverfahren beſtätigt, ſo findet auf Grund derſelben Wähler⸗ 
liſte binnen längſtens ſechs Wochen nach Rechtskraft des Urteils eine Nachwahl : 
mit neuer Verteilung der Sitze gemäß $ 8 ſtatt. 


N 11. 
(1) Die Provinziallandtagsabgeordneten werden auf vier Jahre gewählt. 
e) Fällt eine Vorausſetzung der Wählbarkeit weg, fo ſcheidet der Provinzial 
landtagsabgeordnete aus dem Provinziallandtag aus. Darüber, ob dieſer Fall 
vorliegt, beſchließt im Streitfalle der Provinziallandtag. Gegen den Beſchluß 
ſteht dem Abgeordneten binnen zwei Wochen die Klage beim Oberverwaltungs 4 
gerichte zu. Die Klage hat aufſchiebende Wirkung. 


$ 12. 

(1) Wenn ein Braun a IE Da eneiet die Mahl ablehnt 56 
während der Dauer ſeiner Wahlzeit ausſcheidet, tritt an ſeine Stelle der ee 
der demſelben Wahlvorſchlag angehört und nach den Grundſätzen der Verhältnis⸗ 
wahl hinter dem Gewählten an erſter Stelle berufen iſt. Iſt ein ſolcher 
Bewerber nicht vorhanden, ſo bleibt die Stelle unbeſetzt. 


4 
(2) Die erforderlichen Feſtſtellungen erfolgen durch den Provinzialausſchuß. 
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f er 
() Die vorſtehenden Beſtimmungen finden auf die Wahlen zu den Kom⸗ 
munallandtagen der Bezirksverbände Caſſel und Wiesbaden mit der Maßgabe 
Anwendung, daß auf eine Vollzahl von je 20 000 Einwohnern ein Abgeordneter 
entfällt. 
() Der Provinziallandtag der Provinz Heſſen-Naſſau beſteht aus den 
Mitgliedern der Kommunallandtage. 


II. Wahl der Kreistage. 
8.14. 

Die Kreistage werden in allgemeiner, gleicher, unmittelbarer und geheimer 
Wahl nach den Grundſätzen der Verhältniswahl gewählt. Der Wahltag muß 
ein Sonntag oder öffentlicher Ruhetag ſein. Er wird durch den Kreisausſchuß 
beſtimmt. 5 

8 5 

(1) Wahlberechtigt ift jeder Deutſche männlichen oder weiblichen Geſchlechts, 
der am Wahltage das zwanzigſte Lebensjahr vollendet hat und in dem Kreiſe 
ſeinen Wohnſitz hat. 

(2) Wählen kann nur, wer in eine Wählerliſte oder Wahlkartei einge: 
tragen iſt. 

(3) Die Beſtimmungen des F finden Anwendung. 


Be $ 16. : 
Auf die für die Kreistagswahlen aufzuſtellende Wählerliſte (Wahlkartei) 
finden die Beſtimmungen des § 4 entſprechende Anwendung. 


N 817: 

Wählbar iſt jeder Wahlberechtigte, der das fünfundzwanzigſte Lebensjahr 

vollendet hat. ö 
§ 18. 

(1) Der Kreistag beſteht in Kreiſen, die 30 000 oder weniger Einwohner 
haben, aus zwanzig Mitgliedern. In Kreiſen mit mehr als 30 000 Einwohnern 
bis zu 50 000 Einwohnern tritt für jede Vollzahl von 5 000 und in Kreiſen 
mit mehr als 50 000 Einwohnern für jede über die letztere Zahl überſchießende 
Vollzahl von 10 000 Einwohnern ein Mitglied hinzu. 

(2) Die Feſtſetzung der Zahl der Kreistagsmitglieder gemäß Abſ. 1 erfolgt 
unter Zugrundelegung der Zahlen der jeweils letzten Volkszählung durch den 
Kreisausſchuß. ö 

Sr 
Der Kreis bildet einen Wahlbezirk, der ſich in Stimmbezirke gliedert. 
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§ 20. 

() Die §§ 9 bis 12 finden auf die Wahlen zu den Kreistagen mit der 
Maßgabe Anwendung, daß an Stelle des Provinziallandtags (88 9, 10, 11) der 
Kreistag, an Stelle des en es ($$ 9, 10, 12) der Kreisausſchuß, 
an Stelle des Oberverwaltungsgerichts ($$ 10, 110 der Bezirksausſchuß tritt. 
Wahlvorſchläge müſſen von zehn im Wahlkreiſe wahlberechtigten Perſonen unter, 
zeichnet ſein. ö 

(2) Zur Ermittlung des Wahlergebniſſes iſt zunächſt die Geſamtzahl der 
im Kreiſe abgegebenen gültigen Stimmen durch die Geſamtzahl der Kreis— 
tagsmitglieder (§ 18 Abſ. 2) zu teilen und auf dieſe Weiſe die Verteilungszahl 
feſtzuſtellen. Jedem Wahlvorſchlage werden ſo viele Sitze zugeteilt, als ſich die 
Zahl der für ihn abgegebenen Stimmen durch die Verteilungszahl voll teilen läßt. 
Die übrigen Sitze werden denjenigen Wahlvorſchlägen zugeteilt, welche die höchſte 
Zahl von Reſtſtimmen aufweiſen. Weiſen mehrere Wahlvorſchläge die ri 
Zahl von Reſtſtimmen auf, jo entſcheidet das Los. 


Gemeinſame Beſtimmungen. 
$ 21. 
() Die beſtehenden Provinziallandtage und risinge find aufgelöſt, ſobald 
die Neuwahlen auf Grund dieſes Geſetzes erfolgt ſind. 
(2) Der Zeitpunkt der Neuwahlen zu den Kreistagen wird erſtmalig 1 
der Staatsregierung feſtgeſetzt. 


922. 

Für die erſten Wahlen zu den Provinziallandtagen erfolgt die Vereinigung 
benachbarter Kreiſe gemäß § 7 durch den Oberpräſidenten nach Anhörung des 
Provinzialausſchuſſes. 


$ 23. | 

Für die Wahlen zum Provinziallandtage treten der Provinz Oſtpreußen der 
Stadtkreis Elbing, die Landkreiſe Elbing, Marienburg, Marienwerder, Roſenberg 
(Weſtpreußen) und Stuhm ſowie der bei Preußen verbliebene Teil des Kreiſes 
Danziger Niederung, der Provinz Pommern der bei Preußen verbliebene Teil 
des Kreiſes Neuſtadt (Weſtpreußen) hinzu. 


24. 

() Die neugewählten Provinzial (Kommunal-) Landtage und Kreistage find 
binnen dreißig Tagen nach der Wahl zuſammenzuberufen. 

(2) Bei der erſten Tagung der Provinzial⸗ (Kommunal) Landtage und Kreis, 
tage find Neuwahlen zum Provinzial⸗ (Landes-) Ausſchuß und zu den Provinzial 
(Bezirks-) Kommiſſionen beziehungsweiſe zum Kreisausſchuß und zu den Kreis 
kommiſſionen vorzunehmen. Sie erfolgen nach den Grundſätzen der Verhältnis 
wahl. Der Vorſitzende des Provinzialausſchuſſes und ſein Stellvertreter werden 
aus den Mitgliedern des Provinzialausſchuſſes vom Provinziallandtag in getrennten 
Wahlhandlungen durch Stimmenmehrheit gewählt. Im übrigen werden die näheren 


ee 


Beſtimmungen über die Wahlart durch Beſchluß des neuen Provinzial (Kommunal-) 

Landtags beziehungsweiſe des neuen Kreistags feſtgeſetzt. 

5 (3) Wählbar zum Provinzial⸗ (Landes-) Ausſchuß und zu den Provinzial 
(Bezirks⸗) Kommiſſionen iſt jeder, der zum Provinzial⸗ (Kommunal) Landtage, wähl⸗ 
bar zum Kreisausſchuß und den Kreiskommiſſionen jeder, der zum Kreistage wähl⸗ 

bar iſt. f 6 ö 

(4) Bis zu der Neuwahl (Abſ. 2) bleiben die Mitglieder des Provinzial⸗ 

(Landes-) Ausſchuſſes, der Provinzial⸗ (Bezirks-) Kommiſſionen, des Kreisausſchuſſes 

und der Kreiskommiſſionen behufs Erledigung der laufenden Geſchäfte in ihren 

Amtern. 5 25 


Von den Koſten, die den Gemeinden aus den Provinziallandtagswahlen 
und Kreistagswahlen entſtehen, werden ihnen zwei Drittel von den Provinzen 
und den Kreiſen erſetzt. Alle übrigen Wahlkoſten tragen die Provinzen und 
Kreiſe allein. 

ö § 26. 

Der Miniſter des Innern erläßt die zur Ausführung dieſes Geſetzes 

erforderlichen Anordnungen (Wahlordnung für die Provinziallandtags⸗ und Kreis- 
tagswahlen). 
ö N $ 2: 

() Das Geſetz tritt am Tage feiner Verkündung in Kraft. 

(2) Gleichzeitig treten die dieſem Geſetz entgegenſtehenden Vorſchriften außer 
Kraft. Die Artikel IV und VB Ziffer 2 des Geſetzes über die allgemeine Landes⸗ 
verwaltung und die Zuftändigkeit der Verwaltungs⸗ und Verwaltungsgerichts⸗ 
behörden in der Provinz Poſen vom 19. Mai 1889 (Geſetzſamml. S. 108) werden 
durch die entſprechenden Vorſchriften der Kreisordnung für die Provinzen Oſt⸗ 
und Weſtpreußen, Brandenburg, Pommern, Schleſien und Sachſen vom 13. De⸗ 
zember 1872/19. März 1881 (Geſetzſamml. 1881 S. 179) in Verbindung mit 
$11 Abſ. 2 bis 4 der Verordnung, betreffend die Zuſammenſetzung der Kreis⸗ 
tage und einige weitere Anderungen der Kreisordnungen, vom 18. Februar 1919 
Geſetzſamml. S. 23) und des Geſetzes über die allgemeine Landesverwaltung vom 
30. Juli 1883 (Geſetzſamml. S. 195) erſetzt. N 

(3) Der Miniſter des Innern iſt ermächtigt, das Inkrafttreten des Geſetzes 
auszuſetzen: 

1. für Teile des Staatsgebiets, die zur Zeit nicht ausſchließlich unter 

preußiſcher Verwaltung ſtehen; 

2. für einzelne Kreiſe, deren Abgrenzung infolge des Friedensvertrags 

einer geſetzlichen Neuregelung bedarf. | 

Berlin, den 3. Dezember 1920. 

Die Preußiſche Staatsregierung. 
Braun. Fiſchbeck. Oeſer. Stegerwald. 
Severing. Lüdemann. N 
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(Nr. 12013.) Wahlordnung für die Provinziallandtags⸗ und Kreistagswahlen. Vom 
31. Dezember 1920. 


2 Grund des $ 26 des Geſetzes, betreffend die Wahlen zu den Provinzial⸗ 
landtagen und zu den Kreistagen, vom 3. Dezember 1920 wird folgende Ver⸗ 
ordnung erlaſſen: 


Aberſicht über die Abſchnitte: 
A. Provinziallandtagswahlen ($$ 1 bis 69). 


J. Wahlunterlagen ($$ 1 bis 12): 6. Zulaſſung der Wahlvorſchläge (88 29 
1. Allgemeines ($$ 1 bis 3). bis 31). 
2. Arten der Wählerverzeichniſſe (88 4 7. Bekanntgabe der Wahlvorſchläge 
und 5) G 32). 
3 Auslegung und Berichtigung der III. Sonſtige Wahlvorbereitung (§S§ 33 bis 35): 
Wählg liſten und Wahlkarteien (SS 6 I. Bildung der Stimmbezirke ($ 33). 
bis 12). 2. Beſtimmung der Wahlräume ($ 34). 
11, Wahlvorſchläge (SS 13 bis 32): 3. Bekanntmachung der Wahl ($ 35). 
1. Ernennung der Wahlleiter ($ 13). IV. Stimmabgabe ($$ 36 bis 45). 
2. Einreichung der Wahloorſchläge V. Prüfung des Abſtimmungsergebniſſes 
($$ 14 bis 17), im Stimmbezirke (FS 46 bis 55). 
3. Inhalt der Wahlvorſchläge (Sg 18 VI. Feſtſtellung des Wahlergebniſſes ($$ 56 
dis 20). bis 62). 
4. Mängelbeſeitigung ($$ 21 bis 24). VII. Ausſcheiden von Abgeordneten ($$ 63, 64), 
5. Bildung der Wahlausſchüſſe (gg 25 VIII. Nachwahl ($$ 65 bis 68). 
bis 28). IX. Koſten ($ 69). 


B. Kreistagswahlen ($ 70). 


C. Gemeinſame und Schlußbeſtimmungen ($$ 71 bis 73). 


A. Provinziallandtagswahlen. 
J. Wahlunterlagen. 
1. Allgemeines. 


Nee 

Nach Ausschreibung einer Provinziallandtagswahl haben die Gemeinden eine 
Lifte der Provinziallandtagswähler nach Zu- und Vorname, Alter, Beruf, Wohn— 
ort oder Wohnung in alphabetiſcher Ordnung unter fortlaufender Nummer auſ⸗ 
Se Vor dem Eintrage jeder einzelnen Perſon ift ihr Wahlrecht genau zu 
prüfen. e 

Die Liſten können nach Geſchlechtern getrennt angelegt werden. 

Die Liſten können auch in der Art angelegt werden, daß die Straßen nach 
der alphabetiſchen Reihenfolge ihrer Namen oder die Stadtbezirke nach der Reihen— 


=. 


folge ihrer Nummern oder Buchſtaben, innerhalb der Straßen oder Stadtbezirke 
die Häuſer nach ihrer Nummer und innerhalb jedes Hauſes die Wähler ein⸗ 
getragen werden. 
N 28 5 . 

In die Lifte find alle Wähler einzutragen, die in der Gemeinde ihren 
Wohnſitz haben. 

Perſonen, deren Wahlrecht ruht, ſind nicht in die Liſten aufzunehmen. 
Das gleiche gilt für Perſonen, die in der Ausübung des Wahlrechts behindert 
ſind, es ſei denn, daß anzunehmen iſt, daß der Behinderungsgrund am Wahltage 
nicht mehr beſteht. Sind ſie gleichwohl in die Liſten eingetragen, ſo iſt in der 
Spalte „Bemerkungen“ einzutragen „ruht“ oder „behindert /. 

Perſonen, deren Wahlrecht ruht, find nur die Soldaten der Wehrmacht 
für die Dauer der Zugehörigkeit zu ihr. Zu den Soldaten zählen die Mann⸗ 
ſchaften, Unteroffiziere, Deckoffiziere ſowie die Offiziere einſchließlich der Sanitäts- 
Veterinär-, Feuerwerks⸗ und Zeugoffiziere des Reichsheers und der Reichsmarine. 
Die Militärbeamten dagegen gehören nicht zu den Soldaten der Wehrmacht. 


Nee 
Die Liſten ſollen mindeſtens vier Spalten zur Aufnahme ber Vermerke 
über die erfolgte Stimmabgabe enthalten, damit ſie für Nachwahlen zum 
Provinziallandtag oder ſonſtige Wahlen und Abſtimmungen, die mit der 
Provinziallandtagswahl zuſammenfallen oder ihr in kurzer Friſt folgen, verwend⸗ 
bar ſind. ö us 
Die Liſten müſſen ferner eine Spalte für „Bemerkungen“ enthalten. 


2. Arten der Wählerverzeichniſſe. 
8 ze 

Die Liſten können in Heftform nach dem in der Anlage 1 beigefügten 
Vordrucke (Wählerliſte) oder in Kartothekform (Wahlkartei) angelegt werden. 

Die Wahlkartei muß ſo beſchaffen fein, daß die Karten für jeden Stimm⸗ 
bezirk in einem oder mehreren Behältern verwahrt werden. Der Behälter muß 
mit Vorrichtungen verſehen ſein, die jede einzelne Karte feſthalten und nach 
Abſchluß der Wahlkartei jede willkürliche Herausnahme oder Einfügung von 
Karten unmöglich machen. Jede Karte muß Spalten zur Aufnahme der Vermerke 
über die erfolgte Stimmabgabe enthalten. 

Für den Vermerk der erfolgten Stimmabgabe zur Provinziallandtagswahl 
iſt gleichmäßig ein und dieſelbe Spalte im ganzen Stimmbezirke vorzuſchreiben. 


95 
Wahlſcheine werden für die Provinziallandtagswahlen nicht ausgegeben. 
Inhaber von Wahlſcheinen, die für andere mit den Provinziallandtagswahlen 
verbundene Wahlen ausgeſtellt ſind, dürfen an der Provinziallandtagswahl nicht. 
teilnehmen. i er 55 = 
Gefehfammt. 1921. (Nr. 12012 bis 12013.) 2 
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3. Auslegung und Berichtigung der Wählerliſten und Wahlkarteien. 
§ 6. 

Der Provinzialausſchuß beſtimmt den Tag, von dem ab die Wählerliſten 
oder Wahlkarteien auszulegen ſind, ſofern nicht dieſer Tag für alle oder mehrere 
Provinzen durch den Miniſter des Junern einheitlich feſtgeſetzt iſt. Die Ge- 
meindebehörde kann beſtimmen, daß die Wählerliſten oder Wahlkarteien länger 
als acht Tage, und zwar bis zu vierzehn Tagen, ausgelegt werden. 

Der Gemeindevorſtand hat vor der Auslegung der Wählerliſten oder 
Wahlkarteien in ortsüblicher Weiſe befanntzugeben, wo, wie lange und zu welchen 
Tagesſtunden die Wählerliſten oder Wahlkarteien zu jedermanns Einſicht ausgelegt 
werden ſowie in welcher Zeit und in welcher Weiſe Einſprüche gegen die Wähler⸗ 
liſten oder Wahlkarteien erhoben werden können. 


8 

Wer die Wählerliſte oder Wahlkartei für unrichtig oder unvollſtändig hält, 
kann dies bis zum Ablaufe der Auslegungsfriſt bei der Gemeindebehörde oder 
einem von ihr ernannten Beauftragten ſchriftlich anzeigen oder zur Niederſchrift 
geben. Soweit die Richtigkeit ſeiner Behauptungen nicht offenkundig iſt, hat er 
für ſie Beweismittel beizubringen. Wenn der Einſpruch nicht ſofort für begründet 
erachtet wird, entſcheidet über ihn die nach § 72 zuſtändige Behörde. 

Die Entſcheidung muß binnen vierzehn Tagen nach Ablauf der Auslegungs⸗ 
friſt erfolgt und den Beteiligten bekanntgegeben ſein. 


§8. 

Im Falle einer Berichtigung der Wählerliſte oder Wahlkartei ſind die 
Gründe der Streichungen in Spalte „Bemerkungen“ anzugeben. Wenn das 
Wahlrecht eines Wählers ruht oder wenn der Wähler in der Ausübung des 
Wahlrechts behindert iſt, fo ift nach § 2 Abſ. 2 Satz 3 zu verfahren. Er⸗ 
gänzungen ſind im Nachtrag in die Wählerliſte oder die Wahlkartei aufzunehmen. 
Etwaige Belege ſind der Wählerliſte oder Wahlkartei beizufügen. N 


8 

Nach Ablauf der Auslegungsfriſt können Wähler nur in Erledigung recht⸗ 
zeitig angebrachter Einſprüche in die Wählerliſte oder Wahlkartei aufgenommen 
oder darin geſtrichen werden. 

: 910. 

Die berichtigte Wählerliſte oder Wahlkartei iſt vom Gemeindevorſtand ab- 
zuſchließen. Hierbei hat er zu beſcheinigen, daß und wie lange die Wählerliſte 
oder Wahlkartei ausgelegen hat, daß die Bekanntmachung hierüber und ebenſo 
die im § 35 vorgeſchriebenen ortsüblichen Bekanntmachungen erfolgt ſind, endlich 
wieviel Wähler in die Liſte oder Kartei eingetragen ſind, deren Namen nicht mit 
einem Vermerke „ruht“, „behindert“ oder „geſtrichen“ verſehen wurden. 
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Die Behälter der Wahlkarteien ſind durch Schlöſſer, Plomben oder Siegel 
ſo zu verſchließen, daß eine Entnahme oder Einfügung von Karten nicht möglich iſt. 


§ 11. 
Der Gemeindevorſtand hat die Wählerliſte oder Wahlkartei dem Wahl⸗ 
vorſteher zu überſenden. 
In Stimmbezirken, die aus mehr als einer Gemeinde beſtehen ($ 33), heften 
die Wahlvorſteher die ihnen aus den einzelnen Gemeinden zugehenden Wählerliſten 
zu einer Wählerliſte zuſammen. Dagegen ſind Wahlkarteien nicht zu vereinigen. 


9 12. 
Die Gemeindebehörden ſollen, ſoweit möglich, gegen Erſtattung der Aus⸗ 
lagen Abſchriften der Wählerliſten oder Wahlkarteien erteilen oder die Anfertigung 
von Abſchriften zulaſſen. 


II. Wahlvorſchläge. 


1. Ernennung der Wahlleiter. 
9 
Die Wahlkommiſſare und Provinzialwahlleiter ſowie ihre Stellvertreter ſind 
unverzüglich nach Ausſchreibung der Wahlen zu ernennen. Die Ernennung iſt 
öffentlich bekanntzumachen. 


2. Einreichung der Wahlvorſchläge. 
8 1A. 

Zur Einreichung von Wahlvorſchlägen hat der Wahlkommiſſar durch eine 
Bekanntmachung in Blättern des Wahlkreiſes, die zu amtlichen Veröffentlichungen 
dienen, aufzufordern. 

$ 15. 
Die Bekanntmachung des Wahlkommiſſars fol ſpäteſtens vier Wochen vor 
dem Wahltag erfolgen. 
$ 16. 

In der Bekanntmachung ſind die Kalendertage zu bezeichnen, an denen 
ſpäteſtens die Wahlvorſchläge einzureichen find. Die Einreichung hat nach § 14 
Abſ. 2 des Landeswahlgeſetzes ſpäteſtens am einundzwanzigſten Tage vor dem 
Wahltage zu erfolgen, ſofern nicht gemäß $ 9 Ziffer 4 des Geſetzes, betreffend 
die Wahlen zu den Provinziallandtagen und zu den Kreistagen, eine Abkürzung 
dieſer Friſt durch den Provinzialausſchuß beſchloſſen iſt. 

Die Bekanntmachung ſoll die Vorſchriften über an. und Inhalt 
der Wahlvorſchläge wiedergeben. 

2* 


Sr gen 


| 917. 
Wahlvorſchläge können auch vor der öffentlichen Aufforderung eingereicht 
werden, ſobald der Wahlkommiſſar ernannt iſt. ; 


3. Inhalt der Wahlvorſchläge. 
818. 

In den Wahlvorſchlägen ſollen die Bewerber mit Zu⸗ und Vornamen 
aufgeführt und ihr Stand oder Beruf ſowie ihr Wohnort und ihre Wohnung 
ſo deutlich angegeben werden, daß über ihre Perſönlichkeit kein Zweifel beſteht. 
Sie ſind in erkennbarer Reihenfolge aufzuführen. 


8 19. 
Die Unterzeichner der Wahlvorſchläge ſollen ihren Anterſchriften die Angabe 
ihres Berufs oder Standes und ihres Wohnorts und ihrer Wohnung beifügen. 
Mit dem Wahlvorſchlage ſind einzureichen: 
1. die Erklärung der Bewerber, daß ſie der Aufnahme ihrer Namen in 
den Wahlvorſchlag zuftimmen; 


2. die gemeindebehördliche Beſcheinigung, daß die Bewerber am Wahltage 


das fünfundzwanzigſte Lebensjahr vollendet haben, Reichsangehörige find, 
in der Provinz wohnen und vom Wahlrechte nicht ausgeſchloſſen find; 

3. die gemeindebehördliche Beſcheinigung, daß die Unterzeichner des Wahl⸗ 

vorſchlags in die Wählerliſte oder Wahlkartei eingetragen ſind. 

Die Gemeindebehörden haben die Beſeheinigungen auf Antrag gebührenfrei 
auszuſtellen. 

920. 

Jeder Wahlvorſchlag ſoll mit einem auf die Parteiſtellung der Bewerber 
hinweiſenden oder einem ſonſtigen Kennworte verſehen ſein, das ihn von allen 
anderen Wahlvorſchlägen in demſelben Wahlkreiſe deutlich unterſcheidet. Irre⸗ 
führende Kennwörter ſind unzuläſſig. 5 g 

Der Wahlvorſchlag muß nach $ 9 des Gefeßes, betreffend die Wahlen zu 
den Provinziallandtagen und zu den Kreistagen, in Verbindung mit § 17 des 


Landeswahlgeſetzes einen Vertrauensmann und einen Stellvertreter bezeichnen, die 


möglichſt am Sitze des Wahlkommiſſars wohnen. 


4. Mängelbeſeitigung. 
821. 
Der Wahlkommiſſar hat die Vertrauensmänner unverzüglich zur Beſeitigung 


von Mängeln der Wahlvorſchläge oder zur Nachbringung der Beſcheinigungen 


nach § 19 Abſ. 2 dieſer Wahlordnung aufzufordern. 
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Mängel können nicht mehr beſeitigt werden, wenn die Wahlvorſchläge 
feſtgeſetzt ſind. N 

Bewerber, die auf mehreren Wahlvorſchlägen desſelben Wahlkreiſes benannt 
ſind, müſſen dem Wahlkommiſſar innerhalb der von ihm geſetzten Friſt erklären, 
für welchen Wahlvorſchlag ſie ſich entſcheiden. 


8 22. 


Bewerber, gegen deren Wählbarkeit der Wahlkommiſſar Bedenken erhebt, 
können bis zur Feſtſetzung der Wahlvorſchläge durch andere erſetzt werden. 


823. 

Der Wahlkommiſſar ſoll darauf hinwirken, daß nicht dieſelben Unter⸗ 
ſchriften unter mehreren Wahlvorſchlägen ſtehen. Die gleichen Perſonen können 
nicht als Vertrauensmänner für mehrere Wahlvorſchläge benannt werden. 


824. 
Der Vertrauensmann kann gegen Verfügungen, die der Wahlkommiſſar 
auf Grund der §§ 21 bis 23 erläßt, die Entſcheidung des Wahlausſchuſſes anrufen. 


5. Bildung der Wahlausſchüſſe. 
6.25. 

Zur Bildung des Wahlausſchuſſes beruft der Wahlkommiſſar vier Wähler 
aus dem Wahlkreis und verpflichtet ſie durch Handſchlag. Für jeden einzelnen 
Beiſitzer beſtimmt der Wahlkommiſſar Stellvertreter, die bei Behinderung oder 
beim Ausſcheiden des Beiſitzers für ihn einzutreten haben. 

Die Beiſitzer ſowie ihre Stellvertreter ſollen aus den verſchiedenen im 
Wahlkreis vertretenen Parteien berufen werden. Wegen der Auswahl ſoll der 
Wahlkommiſſar die Parteileitungen hören. 

Die Vertrauensmänner und ihre Stellvertreter können nicht Beiſitzer ſein. 


§ 26. 
Die Namen der Beiſitzer und der Stellvertreter ſind vom Wahlkommiſſar 
öffentlich bekanntzugeben. Die Bekanntmachung it tunlichſt mit der Bekannt⸗ 
machung über die Einreichung der Wahlvorſchläge zu verbinden. 


2 
Der⸗Wahlkommiſſar hat zu den Verhandlungen des Wahlausſchuſſes einen 
Schriftführer zuzuziehen, der in gleicher Weiſe wie die Beiſitzer zu verpflichten iſt. 


— 14 — 
$ 28. ei 
Die Beiſitzer des Ausſchuſſes erhalten keine Vergütung. Sie ſind daher 


möglichſt aus den Wählern des Sitzes des Wahlausſchuſſes zu berufen. Soweit 
ſie außerhalb ihres Wohnorts tätig ſind, können ſie nach näherer Beſtimmung 
des Provinzialausſchuſſes Reiſekoſten und Tagegelder erhalten. i Be 
6. Zulaſſung der Wahlvorſchläge. 
§ 29. 

Der Wahlkommiſſar beſtimmt Zeit und Ort der Sitzungen des Wahlaus⸗ 

ſchuſſes und gibt fie öffentlich bekannt. 
Der Wahlausſchuß entſcheidet in öffentlicher Sitzung über die Zulaſſung 
der Wahlvorſchläge. u 


$ 30. | 
In den Wahlvorſchlägen werden die Namen der Bewerber geſtrichen, deren 
Perſönlichkeit nicht feſtſteht, deren Zuſtimmungserklärung fehlt, die nachgewieſener⸗ 
maßen nicht wählbar ſind oder die auf mehreren Wahlvorſchlägen desſelben Wahl⸗ 
kreiſes benannt ſind. 
Bewerber, die auf demſelben Wahlvorſchlage mehrmals benannt ſind, gelten 
als nur einmal vorgeſchlagen. | 
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$ 31. / 
Nicht zuzulaffen find Wahlvorſchläge, die verſpätet eingereicht ſind oder den 
geſetzlichen Erforderniſſen nicht entſprechen. 


7. Bekanntgabe der Wahlvorſchläge. 

$ 32. 

Der Wahlkommiſſar hat ſpäteſtens am vierten Tage vor der Wahl die 
Wahlvorſchläge in der zugelaſſenen Form unter Angabe des Kennworts, jedoch 
unter Weglaſſung der Namen der Unterzeichner und Vertrauensmänner durch 
Blätter bekanntzumachen, die innerhalb des Wahlkreiſes amtlichen Veröffentlichungen 4 


dienen. Die Wahlvorſchläge find mit fortlaufender Nummer zu verſehen. | 
III. Sonſtige Wahlvorbereitung. 4 

1. Bildung der Stimmbezirke. 4 

. $ 33. E 

Die Abgrenzung der Stimmbezirke erfolgt durch die im $ 72 genam 


Behörde nach den örtlichen Verhältniſſen unter Beachtung der Grundſätze im § 9 
des Landeswahlgeſetzes. Hierbei iſt davon auszugehen, allen Wählern die Teil” 
nahme an der Wahl möglichſt zu erleichtern. Kein Stimmbezirk ſoll mehr als 
2500 Einwohner umfaſſen. Die Stimmbezirke dürfen jedoch nicht ſo klein 


BB 


gemacht werden, daß das Wahlgeheimnis beeinträchtigt werden könnte. Die Ver- 
waltungsbezirksgrenzen follen eingehalten werden. 

Die zuſtändige Behörde hat die Abgrenzung der Stimmbezirke dem Wahl⸗ 
kommiſſar unverzüglich mitzuteilen. 


2. Beſtimmung der Wahlräume. 
§ 34. 
Die im § 72 genannte Behörde beſtimmt den Raum, in dem die Wahl 
„ iſt. 

In großen Stimmbezirken, in denen ſich eine Teilung der Wählerliſten 
oder Wahlkarteien als zweckmäßig erweiſt, ſowie in Stimmbezirken, in denen nach 
Geſchlechtern getrennt gewählt wird ($ 1 Abſ. 2), können die Wahlen gleichzeitig 
in zwei verſchiedenen Räumen desſelben Gebäudes oder in zwei verſchiedenen Ge⸗ 
bäuden oder an zwei verſchiedenen Tiſchen desſelben Wahlraums vorgenommen 
werden. Für jeden Wahlraum oder Wahltiſch iſt ein beſonderer Wahlvorſtand 
zu bilden. N 

3. Bekanntmachung der Wahl. 


8 

Die Abgrenzung der Stimmbezirke, die Ernennung des Wahlvorſtehers und 
ſeines Stellvertreters, die Beſtimmung des Wahlraums ſowie Tag und Stunde 
der Wahlen ſind vor dem Wahltage von den Gemeindevorſtänden in ortsüblicher 
Weiſe bekanntzugeben. Als ortsübliche Bekanntgabe genügt die Veröffentlichung 
mittels Plakatanſchlags. 

Die Bekanntmachung ſoll ſpäteſtens am ſiebenten Tage vor dem Wahltag 
erfolgen. Ein Abdruck der Bekanntmachung iſt dem Wahlvorſteher zur Nennung 
bei der Wahl auszuhändigen. 


IV. Stimmabgabe. 
$ 36. 

Die Mahlzeit dauert in der Zeit vom 1. April bis 30. September von 
8 Uhr vormittags bis 5 Uhr nachmittags, ſonſt von 9 Uhr vormittags bis 6 Uhr 
nachmittags. In Stimmbezirken mit weniger als 1000 Einwohnern kann die zur 
Abgrenzung der Stimmbezirke zuſtändige Behörde die Wahlzeit abkürzen; die Wahl⸗ 
zeit darf jedoch nicht ſpäter als 10 Uhr vormittags beginnen und, unbeſchadet 
der e des § 44 Ab. 2, nicht vor 5 Uhr nachmittags ſchließen. 


$ 37, 
Der Wahlvorſtand beſteht aus dem Wahlvorſteher, drei bis ſechs Beiſitzern 
und einem Schriftführer. Der Wahlvorſteher beruft unter Berückſichtigung der 
5 Parteien aus den Wählern ſeines Stimmbezirkes die Beiſitzer und 
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den Schriftführer und lädt fie ein, bei Beginn der Wahlhandlung zur Bildung 
des Wahlvorſtandes im Wahlraum zu erſcheinen. Erſcheint nicht die genügende 
Anzahl, ſo ernennt der Wahlvorſteher aus den anweſenden Wählern die erforder⸗ 
liche Zahl von Mitgliedern des Wahlvorſtandes. | 

Die Mitglieder des Wahlvorſtandes erhalten keine Vergütung. 

$ 38. 

Der Tiſch, an dem der Wahlvorſtand Platz nimmt, ſoll ſo aufgeſtellt 
werden, daß er von allen Seiten zugänglich iſt. 
An dieſen Tiſch wird ein verdecktes Gefäß Wahlurne) zum Hineinlegen 

der Stimmzettel geſtellt. Der Boden der Wahlurne ſoll viereckig ſein. Im 
Innern gemeſſen muß ihre Höhe mindeſtens 90 Zentimeter und der Abſtand jeder 
Wand von der gegenüberliegenden Wand mindeſtens 35 Zentimeter betragen. Im 
Deckel muß die Wahlurne einen Spalt haben, der nicht breiter als 2 Zentimeter 
fein darf und durch den die Umſchläge mit den Stimmzetteln hindurchgeſteckt 
werden müſſen. Vor dem Beginne der Abſtimmung hat ſich der Wahlvorſtand 
davon zu überzeugen, daß die Wahlurne leer iſt. Von da ab bis zur Heraus 
nahme der Umſchläge mit den Stimmzetteln nach Schluß der Abſtimmung darf 
die Wahlurne nicht wieder geöffnet werden. 
Durch Bereitſtellung eines oder mehrerer Nebenräume, die nur durch den 
Wahlraum betretbar oder unmittelbar mit ihm verbunden ſind, oder durch Vor⸗ 
richtungen an einem oder mehreren von dem Vorſtandstiſche getrennten Neben⸗ 
tiſchen iſt Vorſorge zu treffen, daß der Wähler ſeinen Stimmzettel unbeobachtet 
in den Umſchlag zu legen vermag. 
Je ein Abdruck des Geſetzes, betreffend die Wahlen zu den Provinzial 
landtagen und zu den Kreistagen, dieſer Wahlordnung und der nach § 32 für 
den Wahlkreis erlaſſenen Bekanntmachung iſt im Wahlraum auszulegen. 


8 ü 
Die Stimmzettel müſſen von weißem oder weißlichem Papier und dürfen 
— abgeſehen von dem Falle des § 9 Ziffer 5 des Geſetzes — mit keinem 
Kennzeichen verſehen ſein; die Verwendung von Zeitungspapier iſt zuläſſig. 
Die Stimmzettel ſollen 9: 12 Zentimeter groß fein und ſind von dem Wähler 
in einem mit amtlichem Stempel verſehenen Umſchlag, der kein unzuläſſiges 
Kennzeichen haben darf, abzugeben. Die Umſchläge ſollen 12: 15 Zentimeter 
groß und aus undurchſichtigem Papiere hergeſtellt fein j fie find in der erforder 
lichen Zahl bereitzuhalten. 5 
Im Wahlraume dürfen Stimmzettel weder aufgelegt noch verteilt werden. 
Der Wahlvorſteher hat die ihm zur Verwendung übergebenen Stimmzettel am 
Eingange zum Wahlraum oder davor fo aufzulegen, daß fie von den zur Stimm 
abgabe erſcheinenden Wählern entnommen werden können. 


9 3 
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§ 40. 

Die Wahlhandlung wird damit eröffnet, daß der Wahlvorſteher den 
Schriftführer und die Beiſitzer durch Handſchlag verpflichtet und ſo den Wahl⸗ 
vorſtand bildet. 

In keiner Zeit der Wahlhandlung dürfen weniger als drei Mitglieder des. 
Wahlvorſtandes gegenwärtig ſein. Der Wahlvorſteher und der Schriftführer 
dürfen ſich während der Wahlhandlung nicht gleichzeitig entfernen; verläßt einer 
von ihnen vorübergehend den Wahlraum, ſo iſt mit ſeiner Vertretung der Stell⸗ 
vertreter des Wahlvorſtehers oder ein anderes Mitglied des Wahlvorſtandes zu 
beauftragen. 

841. 


Zutritt zum Wahlraume hat jeder Wähler. Anſprachen darf niemand 
darin halten. Nur der Wahlvorſtand darf über das Wahlgeſchäft beraten und 
beſchließen. 

Der Wahlvorſtand kann jeden aus dem Wahlraume verweiſen, der die Ruhe 
und Ordnung der Wahlhandlung ſtört ein Wähler des Stimmbezirkes, der hier- 
von betroffen wird, darf vorher ſeine Stimme abgeben. 


§ 42. 

Der Wahlvorſteher leitet die Wahl. 

Der Wähler, der ſeine Stimme abgeben will, nimmt einen abgeſtempelten 
Umſchlag aus der Hand einer Perſon, die der Wahlvorstand in der Nähe des 
Zuganges zu dem Nebenraum oder Nebentiſche ($ 38 Abſ. 3) aufgeſtellt hat. Er 
begibt ſich ſodann in den Nebenraum oder an den Nebentiſch, ſteckt dort ſeinen 
Stimmzettel in den Umſchlag, tritt an den Vorſtandstiſch, nennt ſeinen Namen 
und auf Erfordern ſeine Wohnung und übergibt, ſobald der Schriftführer den 
Namen in der Wählerliſte oder Wahlkartei aufgefunden hat, den Umſchlag mit dem 
Stimmzettel dem Wahlvorſteher, der ihn ſofort uneröffnet in die Wahlurne legt. 

Wähler, die durch körperliche Gebrechen behindert ſind, ihre Stimmzettel 
eigenhändig in den Umſchlag zu legen und dieſe dem Wahlvorſteher zu übergeben, 
dürfen ſich der Beihilfe einer Vertrauensperſon bedienen. 

5 Stimmzettel, die nicht in dem abgeſtempelten Umſchlag oder die in einem 
mit einem unzuläſſigen Kennzeichen verſehenen Umſchlag abgegeben werden, hat 
der Wahlvorſteher zurückzuweiſen, ebenſo die Stimmzettel von Wählern, die ſich 
nicht in den Nebenraum oder an den Nebentiſch begeben haben. 

Der Wahlvorſteher hat darauf zu halten, daß die Wähler in dem Neben- 
raum oder an dem Nebentiſche nur ſo lange verweilen, als unbedingt erforderlich 
iſt, um den Stimmzettel in den Umſchlag zu ſtecken. 


§ 43. 
% Der Schriftführer vermerkt die Stimmabgabe jedes Wählers neben deſſen 
Namen in der Wählerliſte oder Wahlkartei. 
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8 44, 


Nach Schluß der Wahlzeit dürfen nur noch die Wähler zur Stimmabgabe 
zugelaſſen werden, die in dieſem Zeitpunkt im Wahlraume ſchon anweſend waren. 
Hierauf erklärt der Wahlvorſteher die Abſtimmung für geſchloſſen. 

: Haben alle in der Wählerliſte oder der Wahlkartei eingetragenen Wähler 

abgeſtimmt, fo kann der Wahlvorſteher auf einſtimmigen Beſchluß des Wahl 
vorſtandes die Abſtimmung ſchon vor dem Schluſſe der allgemeinen oder der 
beſonders angeordneten Wahlzeit (§ 36 Satz 2) für geſchloſſen erklären. 


9 45. 


Nach Schluß der Abſtimmung werden die Umſchläge aus der Wahlurne 
genommen und uneröffnet gezählt. Zugleich wird die Zahl der Abſtimmungs⸗ 
vermerke in der Wählerliſte oder Wahlkartei feſtgeſtellt ($ 43). Ergibt ſich dabei 
auch nach wiederholter Zählung eine Verſchiedenheit, fo iſt dies in der Wahl: 
niederſchrifk anzugeben und, foweit möglich, zu erläutern. 


V. Prüfung des Abſtimmungsergebniſſes im Stimmbezirke. 
i in 

Unmittelbar nach der Zählung der Umſchläge und Abſtimmungsvermerke 
iſt die Ermittlung und Prüfung des Abſtimmungsergebniſſes in der Weiſe vor- 
zunehmen, daß ein Beiſitzer die Umſchläge öffnet, die Stimmzettel herausnimmt 
und fie dem Wahlvorſteher übergibt, der fie laut vorlieſt und nebſt den Um⸗ 
ſchlägen einem anderen Beiſitzer zur Aufbewahrung bis zum Ende der Wahl 
handlung übergibt. f 

§ 47. 

Ungültig ſind Stimmzettel: 

1. die nicht in einem amtlich abgeſtempelten Umſchlag oder die in einem 
mit einem unzuläſſigen Kennzeichen verſehenen Umſchlag übergeben 
worden ſind; 

die nicht aus weißem oder weißlichem Papiere beftehen; 
die mit einem unzuläſſigen Kennzeichen verſehen find; g 
die keinen Namen oder keine Angabe, aus der die Perſon mindeſtens 
eines Bewerbers unzweifelhaft zu erkennen iſt, und auch, keine oder 
leine erkennbare Bezeichnung eines Wahlvorſchlags mit der Nummer aus 
der amtlichen Bekanntgabe enthalten; f g b 
5. die eine Verwahrung oder einen Vorbehalt gegenüber allen Bewerbern 
enthalten; 5 
6. die Namen aus verſchiedenen Wahlvorſchlägen oder Bezeichnungen ver 
ſchiedener Wahlvorſchläge enthalten, 


= 
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7. die ausſchließlich auf andere als die in den öffentlich bekanntgegebenen 
Wahlvorſchlägen aufgeführten Perſonen lauten; 

8. denen ein Druck- oder Schriftſtück beigefügt iſt. 

Mehrere in einem Umſchlag enthaltene gleichlautende Stimmzettel gelten als 
eine Stimme; in einem Umſchlag enthaltene, auf verſchiedene Wahlvorſchläge lautende 
Stimmzettel ſind — vorbehaltlich der Beſtimmung im Abſ. 3 — ungültig. 

ft die Verwendung des gleichen Umſchlags für die Provinziallandtags⸗ 
wahlen und eine gleichzeitig vorzunehmende andere Wahl oder Abſtimmung durch 
den Miniſter des Innern angeordnet, ſo iſt je ein für die Provinziallandtagswahl 
und die andere Wahl oder Abſtimmung in dem gleichen Umſchlag abgegebener 
Stimmzettel gültig. Im übrigen gelten auch in dieſem Falle die Beſtimmungen 
des Abſ. 2. ö 

Die gültigen Stimmzettel ſind ohne Rückſicht auf ihre Vollſtändigkeit und 
die Reihenfolge der Benennungen den einzelnen Wahlvorſchlägen zuzurechnen. 


8 48. 
Der Schriftführer verzeichnet in der Zählliſte jede dem einzelnen Wahl⸗ 
vorſchlage zugefallene Stimme und zählt die Stimmen laut. 
Einer der Beiſitzer führt gleichzeitig eine Gegenliſte. Das Muſter für die 
Zähl⸗ und Gegenliſte ergibt ſich aus dem Vordruck in Anlage 2. 


Zählliſte und Gegenliſte find von dem Wahlvorſteher und dem Mitgliede 


des Wahlvorſtandes, das die Liſte geführt hat, zu unterzeichnen und der Wahl⸗ 
niederſchrift als Anlage beizufügen. 


8 49. 


Unmittelbar nach Ermittlung des Abſtimmungsergebniſſes hat der Wahl⸗ 
vorſteher das Ergebnis dem Wahlkommiſſar auf ſchnellſtem Wege mitzuteilen. 
In dieſer Mitteilung ſind die Wahlvorſchläge, auf welche Stimmen entfallen 
ſind, einzeln mit der auf ſie entfallenden Stimmenzahl anzugeben. 

Der Wahlkommiſſar kann anordnen, daß die Ergebniſſe aus ſämtlichen 
Stimmbezirken einer größeren Gemeinde oder auch eines ganzen Verwaltungsbezirkes 
zunächſt von der Gemeindebehörde oder der unteren Verwaltungsbehörde geſammelt, 
zuſammengeſtellt und in einem Geſamtergebniſſe dem Wahlkommiſſar gleichfalls 
auf ſchnellſtem Wege mitgeteilt werden. a 


8 50. 


Die Stimmzettel, über deren Gültigkeit oder Ungültigkeit der Wahlvorſtand 
Beſchluß faſſen muß, ſind mit fortlaufenden Nummern zu verſehen und der 
Niederſchrift beizufügen. In der Niederfchrift find die Gründe kurz anzugeben, 
aus denen die Stimmzettel für gültig oder ungültig erklärt worden ſind. 

Wenn ein Stimmzettel wegen der Beſchaffenheit des Umſchlags für ungültig 
erklärt worden iſt, iſt auch der Umſchlag anzuſchließen. 

3*+ 


$ 51. 


Alle Stimmzettel, die nicht nach § 50 der Wahlniederſchrift beizufügen 
find, hat der Wahlvorſteher in Papier einzuſchlagen, zu verſiegeln und der Ge⸗ 
meindebehörde zu übergeben, die ſie verwahrt, bis die Wahl für gültig erklärt 
worden iſt oder Neuwahlen angeordnet ſind. 


K 52. 

Die Wählerliſte oder Wahlkartei wird der Gemeindebehörde zur Auf 
bewahrung unter Verſchluß übergeben; fie darf außer in den geſetzlich zugelaſſenen 
Fällen anderweitig erſt dann verwendet werden, wenn die Wahl für gültig er⸗ 
klärt oder eine Neuwahl angeordnet iſt. 


$ 53. 
Der Wahlvorſteher hat die Umſchläge, ſoweit fie nicht der Wahlniederſchrift 
beizufügen ſind, der Gemeindebehörde zur weiteren Verfügung des Provinzial⸗ 
verbandes zurückzugeben. 


8 54. 


Über die Wahlhandlung iſt eine Niederſchrift (Wahlniederſchrift)h nach dem 
„ in der Anlage 3 beigefügten Vordruck aufzunehmen. ö 


30. 
Die Wahlniederſchriften mit ſämtlichen zugehörigen, als Anlagen fortlaufend 
zu numerierenden Schriftſtücken find von den Wahlvorſtehern ungeſäumt den 
im § 72 genannten Behörden einzureichen. 

Dieſe haben die Vorlagen der Wahlvorſteher unverzüglich auf ihre Voll⸗ 
ſtändigkeit zu prüfen, zu ergänzen, Unſtimmigkeiten aufzuklären und die Vorlagen 
geſammelt fo zeitig dem Wahlkommiſſar einzureichen, daß fie ſpäteſtens eine Woche 
nach dem Wahltag in deſſen Hände gelangen. 


VI. Feſtſtellung des Wahlergebniſſes. 


8 56. 


Zur Ermittlung des Abſtimmungsergebniſſes im Wahlkreiſe beruft der 
Wahlkommiſſar den Wablausſchuß, ſobald der Eingang ſämtlicher Wahlnieder⸗ 
ſchriften aus den Stimmbezirken zu erwarten iſt. Er beſtimmt Zeit und Ort 
der Sitzung. 


Die Verhandlungen des Wahlausſchuſſes find öffentlich. 4 


En 


$ 57. 


In der Sitzung des Wahlausſchuſſes werden die Niederſchriften über die 
Wahlen in den einzelnen Stimmbezirken durchgeſehen und die Ergebniſſe der 
Wahlen zuſammengeſtellt. 

Geben die Wahlen in einzelnen Stimmbezirken zu Bedenken Anlaß, ſo kann 
der Wahlkommiſſar die von den Gemeindebehörden aufbewahrten Stimmzettel 
und Wählerliſten oder Wahlkarteien einfordern und dem Wahlausſchuſſe zur 
Einſicht vorlegen. 


8 58. 


Der Wahlausſchuß ermittelt, wieviel gültige Stimmen im Wahlkreis ab⸗ 
gegeben ſind und wieviel davon auf jeden Wahlvorſchlag entfallen. Das Ergebnis 
wird dem Provinzialwahlleiter unter Angabe des Kennworts der einzelnen Wahl⸗ 
vorſchläge unverzüglich mitgeteilt. 


8 59. 


Über die Verhandlungen des Wahlausſchuſſes iſt eine Niederſchrift nach 
dem in Anlage 4 beigefügten Vordruck aufzunehmen und von ſämtlichen Mit⸗ 
gliedern des Wahlausſchuſſes zu unterſchreiben. 

Der Wahlkommiſſar ſendet die Niederſchrift mit den zugehörigen Echrift- 
ſtücken ſowie den Wahlniederſchriften ſämtlicher Stimmbezirle ſamt ihren Anlagen 
dem Provinzialwahlleiter ein. 


8 60. 


Der Provinzialwahlleiter ermittelt das Wahlergebnis gemäß § 8 des Ge— 
ſetzes, betreffend die Wahlen zu den Provinziallandtagen und zu den Kreistagen. 


§ 61. 

Der Provinzialwahlleiter erklärt die erforderliche Anzahl von Provinzial⸗ 
landtagsabgeordneten für gewählt und ſtellt die Reihenfolge der Erſatzmänner feſt. 

Der Provinzialwahlleiter benachrichtigt die Gewählten von der auf fie ge- 
fallenen Wahl und fordert ſie unter Hinweis auf Abſ. 3 auf, ſich binnen einer 
Woche nach Zuſtellung der Nachricht über die Annahme oder Ablehnung der Wahl 
zu erklären. Die Wahl gilt als angenommen, wenn innerhalb dieſer Friſt keine 
Erklärung eingeht. Annahme unter Vorbehalt gilt als Ablehnung. 

Iſt ein Bewerber für mehrere Wahlkreiſe gewählt, ſo hat er zu erklären, 
für welchen Wahlkreis er die Wahl annimmt. 

Der Provinzialwahlleiter veröffentlicht die Namen der für gewählt Erklärten 
ſowie die Zahlen der in den einzelnen Regierungsbezirken insgeſamt und der für 
die einzelnen Wahlvorſchläge in den Wahlkreiſen abgegebenen gültigen Stimmen, 
die Zahl der auf die einzelnen Stadt⸗ und Sanobeeife entfallenden Abgeordneten 
ſitze und die Verteilungszahlen. 


% 
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$ 62. 

Die Unterlagen für die Ermittelung des Wahlergebniſſes find durch den 
Provinzialwahlleiter dem Provinzialausſchuſſe zur Vorlage an den Provinzialland⸗ 
tag zu übergeben. i 


VII. Ausſcheiden von Provinziallandtagsabgeordneten. 


§ 63. 

Wenn ein Provinziallandtagsabgeordneter die Wahl ablehnt oder während 
der Dauer ſeiner Wahlzeit ausſcheidet, ſtellt der Provinzialausſchuß feſt, wer als 
Erſatzmann in den Provinziallandtag eintritt. § 61 Abſ. 2, 3 findet ſinngemäße 
Anwendung. 

§ 64. 

Iſt ein Bewerber nicht vorhanden, der an die Stelle des Ablehnenden 
oder Ausſcheidenden zu treten hätte, ſo ſtellt der Provinzialausſchuß dies durch 
Beſchluß feſt. 


VIII. Nachwahl. 
5 § 65. 

Wird im Wahlprüfungsverfahren die Wahl eines Wahlkreiſes oder die ganze 
Wahl für ungültig erklärt, ſo findet die Nachwahl nach denſelben Vorſchriften 
ſtatt wie die Hauptwahl. = 

Die Stimmbezirke, die Wahlräume, die Wahlvorſteher und ihre Stellver⸗ 
treter bleiben unverändert, ſoweit nicht eine Anderung nach dem Ermeſſen der nach 
972 zuſtändigen Behörde geboten erſcheint. Solche Anderungen find gemäß 
K 35 öffentlich bekanntzumachen. Die Beſcheinigung hierüber tft nicht der Wähler⸗ 
liſte oder Wahlkartei beizugeben, ſondern von den Gemeindevorſtänden den Wahlvor⸗ 
ſtehern noch vor dem Wahltage beſonders einzureichen. 


§ 66 
Findet die Nachwahl binnen Jahresfriſt nach dem Wahltage ſtatt, ſo können 
ihr dieſelben Wählerliſten oder Wahlkarteien zugrunde gelegt werden wie der 
Hauptwahl. Sie ſind jedoch vorher zu berichtigen und neu auszulegen. 
on | 
Findet die Nachwahl ſpäter als ein Jahr nach dem Wahltage ſtatt, jo 
müſſen die geſamten Wahlvorbereitungen erneuert werden. Wieweit Wählerliſten 


und Wahlkarteien der Hauptwahl nach Berichtigung und Ergänzung wieder ver⸗ 
wendet werden können, beſtimmt der Wahlkommiſſar. 


ee 5 § 68, 5 
Für jede Nachwahl ſind neue Wahlvorſchläge einzureichen 


— 


IX. Koſten. 
8 69. 


Soweit erforderlich, haben die Gemeinden zur Vornahme der Wahl und 
zur Feſtſtellung des Wahlergebniſſes Räume in gemeindlichen Anſtalten und 
Gebäuden unentgeltlich zur Verfügung zu ſtellen. N 

Ferner find laufende Aufwendungen für Gehälter und Bürobedürfniſſe nicht 
zu den Koften der Provinziallandtagswahl zu rechnen. a 

Der Erlaß weiterer Beſtimmungen über die Koſtenverteilung bleibt vor⸗ 

behalten. 


B. Kreistagswahlen. 
$ 70. 

Auf die Wahlen zu den Kreistagen finden die Beſtimmungen für die Wahlen 
zu den Provinziallandtagen, abgeſehen von den ſich auf den Provinzialwahlleiter 
beziehenden Vorſchriften, ſinngemäße Anwendung mit folgenden Maßgaben: 

1. In den Beſcheinigungen nach § 19 Ziffer 2 iſt darzutun, daß der 

Bewerber im Kreiſe wohnt. 
2. Die Ermittlung des Wahlergebniſſes erfolgt unter Beachtung nach⸗ 
ſtehender Beſtimmungen: 
a) Der Wahlausſchuß ermittelt die Verteilungszahl und verteilt die 
Sitze im Kreistage gemäß § 20 des Geſetzes auf die Wahlvor- 
ſchläge. Er ſtellt auf Grund der von ihm vorgenommenen Ver⸗ 
teilung die Namen der Gewählten und die Reihenfolge der Erſatz— 
männer feſt. i 
Der Wahlkommiſſar benachrichtigt die Gewählten von der auf ſie 
gefallenen Wahl und fordert ſie auf, ſich binnen einer Woche nach 
Zuſtellung der Nachricht über die Annahme oder Ablehnung der 
Wahl zu erklären. Die Wahl gilt als angenommen, wenn inner- 
halb dieſer Friſt keine Erklärung eingeht. Annahme unter Vorbehalt 
gilt als Ablehnung. 
Der Wahlkommiſſar veröffentlicht die Namen der für gewählt 
Erklärten ſowie die Zahlen der insgeſamt und der für die 
einzelnen Wahlvorſchläge abgegebenen gültigen Stimmen und die 
Verteilungszahl. i N | 


= 
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c. Gemeinfame und Schlußbeſtimmungen. 
§ 71. | 2 
Als Wähler im Sinne diefer Wahlordnung gelten auch die Wählerinnen. 
Sie können zu Wahlleitern, Wahlvorſtehern, Schriftführern und Beiſitzern ernannt 
und berufen werden. a 


En eg 


8 72. 

Zuſtändig für die Abgrenzung der Stimmbezirke, für die Entſcheidung über 
Einſprüche gegen die Wählerliſten öder Wahlkarteien und für die Beſtimmung 
des Wahlraums iſt auf dem Lande der Landrat, in den Städten der Magiſtrat 
(in Städten mit Bürgermeiſtereiverfaſſung der Bürgermeiſter). 5 


N 

Den Wahlvorſtänden und den Wahlausſchüſſen können für die Prüfung 
der Abſtimmung und die Ermittlung des Wahlergebniſſes und Herſtellung der 
Niederſchriften Beamte oder ſonſtige geeignete Perſonen als Hilfsarbeiter bei⸗ 
gegeben werden. 

Zuſtändig zur Beſtellung der Hilfsarbeiter iſt der Wahlkommiſſar. In 
dringenden Fällen kann die Beſtellung von Hilfsarbeitern beim Wahlvorſtande 
darch den Wahlvorſteher erfolgen. 

Die Hilfsarbeiter nehmen an der Beſchlußfaſſung nicht teil. 


Berlin, den 31. Dezember 1920. 


Der Miniſter den Innern. 


Severing. 
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Nachtrag. 


Ars Tag Monat Jahn Stand Wohnort Vermerk 
1 8 Zuname Vorname oder oder der erfolgten 
Au der Geburt Gewerbe Wohnung Stimmabgabe Bemerkungen 
der Wähler 
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ortsüblicher Bekanntmachung vom eee i bis zun 192 
zu jedermanns Einſicht ausgelegen hat ſowie daß die Abgrenzung des Stimmbezirks, der Name 
des Wahlvorſtehers und feines Stellvertreters, Ort, Tag und Stunde der Wahl am — ten 
Tage vor der Wahl in ortsüblicher Weiſe bekanntgemacht worden ſind. f 

In die Wählerliſte ſind Wähler eingetragen, deren Namen nicht mit einem 
»ruht«, »behindert« oder »geſtrichen« verſehen find. 


Der Gemeindevorſtand (Ortsvorſtand, Magiſtrat uſw.) 
(Dienftfiegel) (Unterſchrift) 


Anlage 2. 


Wahlkreis . Kreis REN 


Stadt 
Stimmbezirk Landgemeinde Ge ee Nr. — a 


Gon 5 te. 

Segen ) } 

Die Zählliſte ift vom Wahlvorſteher und dem Schriftführer, die Gegenlifte vom Wahlvorſteher 
und dem Mitglied des Wahlvorſtandes, das die Gegenliſte geführt hat, zu unterzeichnen; beide 


Liſten ne der Wahlniederſchrift als Anlage beizufügen ($ 48, der Wahlordnung für die 
Provinziallandtags⸗ und Kreistagswahlen). 


) Das Nichtzutreffende iſt zu durchſtreichen. 


4 * 


Wahlvorſchlag Wahlvorſchlag Wahlvorſchlag 
NFBEBEB N NER 2 
Kennwort Kennwort Kennwort 


Wahlvorſchlag Wahlvorſchlag Wahlvorſchlag 
N SE Nee, EEE 
Kenn wok Kennwort 55 Kennwort 


| 
| 


250 | 250 
Zuſammen : 


Unterſchrift des Wahlvorſtehers. Unterſchrift des Schriftführers, bei der Gegenliſte des Mitglieds 
des Wahlvorſtandes, das die Gegenliſte geführt hat. 
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berufen und eingeladen, beim Beginn der Wahlhandlung zur Bildung des Wahlvor⸗ 
ſtandes zu erſcheinen. Dieſe hatten ſich eingefunden. Der Wahlvorſteher eröffnete die 


) Das Unzutreffende iſt zu durchſtreichen. 


P 


we 


Wahlhandlung um Uhr vormittags damit, daß er den Schriftführer und die Beiſitzer 
durch Handſchlag verpflichtete. 

Au den Tiſch, an dem der Wahlvorſtand Platz nahm, wurde ein rechteckiges Gefäß 
mit Deckel zum Hineinlegen der Stimmzettel (Wahlurne) geſtellt. Der Wahlvorſtand ſtellte 
ſeſt, daß die Wahlurne den Vorſchriften der Wahlordnung für die Provinziallandtags⸗ und 
Kreistagswahlen entſpricht, und ſchloß die Wahlurne durch Auflegen des Deckels, nachdem 
er ſich überzeugt hatte, daß ſie leer war. Die Wahlurne wurde bis zum Schluſſe der Ab⸗ 
ſtimmung nicht wieder geöffnet. 


Damit der Wähler unbeobachtet ſeinen Stimmzettel in den Umſchlag zu ſtecken ver⸗ 
moch le, war (Beſchreibung der Ab} onDerungsnouuichtung) ) 88 


Durch den Wahlvorſtand war in der Nähe des Zuganges zu de... Nebenraum 
— Nebentifih..... —*) für die Bereithaltung der abgeſtempelten Umſchläge aufgeſtellt worden 


Von den erſchienenen Wählern begab ſich jeder einzeln, nachdem er einen Umſchlag 
ausgehändigt erhalten hatte, — in den Nebenraum — an den Nebentiſch*), wo er unbe⸗ 
obachtet ſeinen Stimmzettel in den Umſchlag ſtecken konnte. Er trat ſodann an den Vor⸗ 
ſtandstiſch heran, nannte feinen Namen und auf Erfordern ſeine Wohnung und übergab den 
Umſchlag, ſobald der Schriftführer den Namen in der Walle“ aufgefunden hatte, dem 
Wahlvorſteher, der ihn ſofort uneröffnet in die Wahlurne legte. 5 

Hierbei mußten von dem Wahlvorfteher zurückgewieſen werden: 


wird durch, 1. weil der Wähler den Stimmzettel nicht in einem amtlich geſtempelten 
F Umſchlag abgeben wollte, Stimmzettel, 


die bezeichneten ? 5 r 5 1 5 : 8 
Fälle nicht vor- 2. weil der Wähler den Stimmzettel in einem mit einem Kennzeichen ver⸗ 
gekommen find. ſehenen Umſchlag abgeben wollte, Stimmzettel. 


Der Schriftführer vermerkte die Stimmabgabe jedes Wählers, indem er — neben 
deſſen Namen in der dazu beſtimmten Spalte der Wählerliſte — in der Wahlkartei auf der 
Karte des Wählers in der dazu beſtimmten Spalte —*) ein Kreuz machte. a 


) Das Unzutreffende iſt zu durchſtreichen. 


ee JR 


Wird durchſtrich f Von Uhr nachmittags an wurden nur noch die in dieſem Jeit⸗ 
ze en punkte ſchon im Wahlraum auweſenden Wähler zur Stimmabgabe zugelaſſen. 
ion Sa) Alsdann, nämlich um Uhr Minuten nachmittags, erklärte der 
5 Wahlvorſteher die Abſtimmung für geſchloſſen. 
Am Abs innen nachmittags hatten ſämtliche in der 
Wählerliſte 


Wird durchſtrichen, ) eingetragenen Wähler abgeſtimmt. Der Wahlvorſtand beſchloß 


ſoweit der Fall nicht Wahlkartei : 75: 5 2 8 155 
Sörgeföntmen i einſtimmig, die Abſtimmung zu ſchließen. Der Wahlvorſteher erklärte 
N hierauf um Ahr Minuten nachmittags die Abſtimmung für 
geſchloſſen. 
SL Faden b Im Uhr nachmittags erklärte der Wahlvorſteher die 
Fälle vorgekommen ift. Abſtimmung für geſchloſſen. 


Die Umſchläge wurden aus der Wahlurne genommen und ungeöffnet gezählt. Die 
Jählung ergab Stück. i 


= 1 Wählerliſte ele aht, die ahl 
arauf wurden die in der Fre ekreuzten Namen gezäh ie Zählung 
j Wapltartei ) Ben - ae ä 
ergab ar Wähler. i 
Wird geſtrichen, wenn die Dieſe Geſamtzahl der Wähler ſtimmte mit der Zahl der ab⸗ 
Zahlen nicht übereinſtimmen. | gegebenen Umſchläge überein. 
= größer : 
Wird durchſtrichen, Dieſe Geſamtzahl war um : en) als die Zahl der abge 


wenn die Zahlen * 5 8 = ; 8 ; : : 
übereinſtimmen. gebenen Umſchläge. Zur Aufklärung dieſer Verſchiedenheit, welche ſich auch 


bei wiederholter Zählung herausſtellte, dient folgendes: 


N N EN Re RL EI Free Sr Er Es Se 


Hierauf öffnete ein Veifiger die Umſchläge einzeln, nahm die Stimmzettel heraus und 
übergab fie dem Wahlvorſteher, der fie laut vorlas und nebſt den Umſchlägen einem anderen 
Beiſitzer weiterreichte, der die Stimmzettel, nach Wahlvorſchlägen gefondert, ſowie die Umſchläge 
bis zum Ende der Wahlhandlung aufbewahrte. 


Nach dem Vorleſen wurde hinſichtlich jedes gültigen Stimmzettels feſtgeſtellt, für 
welchen Wahlvorſchlag er abgegeben worden war. Jeder derartige Stimmzettel wurde dem 
Wahlvorſchlage zugezählt, auf den er lautete. Der Schriftführer machte hierüber in der 
Zählliſte bei dem betreffenden Wahlvorſchlag einen Vermerk und zählte die Stimmen laut. 
In gleicher Weiſe führte der Beiſitzer eine Gegenliſte. | 


) Das Unzutreſſende iſt zu durchſtreichen. 


55 


Zählliſte und Gegenliſte wurden beim Schluſſe der Verhandlung von dem Wahl⸗ 
vorſteher und dem Liftenführer unterſchrieben und der Wahlniederſchrift als Anlagen 0 
beigefügt. 5 a 


Durch Beſchluß des Wahlvorſtands wurden für ungültig erklärt: 


er Stimmzettel, weil fie nicht in einem amtlich abgeſtempelten Umſchlag über- 
geben worden waren. 

Nr. der Anlagen: 2): 

22 Stimmzettel, weil ſie in einem mit einem unzuläſſigen Kennzeichen verſehenen 
Umſchlag übergeben worden waren. : 
Nr. der Anlagen: e ). 

33 Stimmzettel, weil ſie nicht von weißem oder weißlichem Papier waren. 
Nr. der Anlagen: 9 

4. .... Stimmzettel, weil fie mit einem Kennzeichen verſehen waren. 

Nr. der Anlagen: a 9. 
55353 Stimmzettel, weil fie keinen Namen oder keine Angabe, aus der die Perſon 


mindeſtens eines Bewerbers unzweifelhaft zu erkennen war, und auch keine erkenn- 
bare Bezeichnung eines Wahlvorſchlags mit der Nummer aus der amtlichen 
Bekanntgabe enthielten. 


Nr. der Anlagen seh 
633 Stimmzettel, weil ſie eine Verwahrung oder einen Vorbehalt gegenüber 
allen Bewerbern enthielten. 
Nr. der Anlagen: ae 5 
N Stimmzettel, weil fie Namen aus verſchiedenen Wahlvorſchlägen oder Be- 
zeichnungen verſchiedener Wahlvorſchläge enthielten. 
Nr. der Anlagen: 9 
8 Stimmzettel, weil keiner der auf ihnen verzeichneten Namen einem öffentlich 
bekanntgegebenen Wahlvorſchlug entnommen war. > 
Nr. der Anlagen: 5 
9 Stimmzettel, weil ihnen ein Druck- oder Schriftſtück beigefügt war. 
Nr. der Anlagen: =); . 


Ferner mußten außer Berückſichtigung gelaſſen werden: 
W Stimmen, weil in einem Umſchlag unzuläſſigerweiſe mehrere auf verſchiedene 
Wahlvorſchläge lautende Stimmzettel enthalten waren. 
Nr. der Anlagen: 05 s 
11........... abgegebene leere Umſchläge. 
Nr. der Anlagen: 9. 0 


Geſamtſumme von 1 bis 11 (für ungültig erklärte Stimmzettel, außer Berückſichtigung 
gelaſſene und abgegebene leere Amſchläge) : n 


Mehrere gleichlautende Stimmzettel fanden ſich in Umſchlägen und wurden als je 
ein Stimmzettel gezählt. f 


*) Einzuſetzen die Nummern ber Anlagen. 
Geſetzgamml. 1921. (Nr. 12012 bis 12013.) 5 


Dagegen wurden die nachbezeichneten Stimmzettel, hinſichtlich deren ſich die nach⸗ 
ſtehenden Bedenken ergeben hatten, aus folgenden Gründen durch Beſchluß des Wahlvorſtands 
für gültig erklärt: . e 


1. Stimmzettel Nr. 22... JJ... . 


Die ſämtlichen vorbezeichneten Stimmzettel und Umſchläge, hinſichtlich deren es einer 
Beſchlußfaſſung des Wahlvorſtands bedurft hatte, wurden mit fortlaufenden, den vorſtehend 
angegebenen entſprechenden Nummern verſehen und der Wahlniederſchrift beigefügt. 


Von den abgegebenen gültigen Stimmen haben erhalten: 
ß... ̃ ͤ rr! !:. 


Bezeichnung des Wahlvorſchlags 


i Zahl Stin 
mit Angabe des Kennworts . 


SA ³·¾- 


Geſamtſumme der gültigen Stimmen .... 


Geſamtſumme der für ungültig erklärten Stimm⸗ 
zettel ſowie der außer Berückſichtigung ge— 
laſſenen und abgegebenen leeren Umſchläge. 


Geſamtſuume der abgegebenen Stimmen ..... 


Wird durchſtrichen, | : ; - : 
wenn die Zahlen Dieſe Geſamtſumme der abgegebenen Stimmen ſtimmte mit der Zahl 


nicht der abgegebenen Umſchläge überein. 
übereinftimmen. re ES 


ae 


Diefe Geſamtſumme der abgegebenen Stimmen war um 
Wird durchſtrichen, wenn die | 5 = 3 als die Zahl der abgegebenen Umſchläge. Zur 


Aufklärung dieſer Verſchiedenheit, die ſich auch bei wiederholter 


Zahlen übereinſtimmen. | 
Zählung herausſtellte, dient folgendes: 


Nachdem der Wahlvorſteher dies Ergebnis verkündet hatte, wurden alle Stimmzettel, 
die nicht dieſer Wahlniederſchrift beigefügt ſind, verſiegelt und der Gemeindebehörde in 
n zur Verwahrung zugeleitet. 

e e des Stimmbezirks ins t 

Wahlkarte ) des Stimmbezirks insgeſamt e 

Provinziallandtagswähler 5 is Wählerliſte 
Kreistagswähler . Wahlkartei ) 

unterſchriebenen Betätigung der Gemeindebehörde in nee zur Aufbewah⸗ 

rung unter Verſchluß übergeben. 0 

Beſtätigt wird, daß je ein Abdruck des Geſetzes, betreffend die Wahlen zu den Pro⸗ 
vinziallandtagen und zu den Kreistagen, der Wahlordnung für die Provinziallaudtags⸗ und 
Kreistagswahlen und der Bekanntmachung des Wahlkommiſſars nach § 32 der Wahlordnung 
im Wahlraum während der Wahlhandlung ausgelegen haben. 


Feſtgeſtellt wird, daß in der 


wurde mit dieſer vom Wahlvorſtand 


Zu keiner Zeit der Wahlhandlung waren weniger als drei Mitglieder des Wahl- 
vorſtands gegenwärtig oder der Wahlvorſteher und der Schriftführer gleichzeitig abweſend. 


Gegenwärtige Verhandlung wurde vorgeleſen, von dem Wahlvorſteher, den Beiſitzern 
und dem Schriftführer genehmigt und wie folgt vollzogen: 


Der Wahlvorſteher. Die Beiſitzer. Der Schriftführer. 


*) Das Unzutreffende iſt zu durchſtreichen. : 
5* 


Anlage 4. 


Kleis £ 
Wahlkreis 


Niederſchrift über die Verhandlung des Wahlausſchuſſes. 


Verhan det a 1 


1 


J. 


Zur Ermittlung des Wahlergebniſſes im Wahlkreis . hat der Wahlkommiſſar 
auf denn 198 folgende Wähler: 


aus dem Wahlkreiſe zum Wahlausſchuſſe zufammenberufen. 
Tag, Stunde und Ort der Verhandlung waren öffentlich bekanntgemacht worden. 
Es waren 
als Schriftführer 
als Hilfsarbeiter 
zugezogen. i 
Die Beiſitzer und der Schriftführer wurden durch Handſchlag von dem Wahlkommiſſar 
verpflichtet. 
II. 


Es wurden die Niederſchriften über die Wahlen in den einzelnen Stimmbezirken durch- 
geſehen. Für jeden einzelnen Stimmbezirk wurde die Zahl der Wahlberechtigten, der ungültigen 
und gültigen Stimmen ſowie der auf die einzelnen Wahlvorſchläge entfallenen gültigen 
Stimmen in dem der Niederſchrift beigefügten Zählbogen eingetragen und zufammengerechnet. 
Der Zählbogen wurde vom Wahlkommiſſar, den Beiſitzern und dem Schriftführer unterſchrieben. 

keinen 


folgenden 


Die Feſtſtellungen der Wahlvorſtände haben zu ) Bedenken Anlaß gegeben: 


) Das Unzutreffende ift zu durchſtreichen. 


erst 


Nach den Zuſammenrechnungen auf dem Zählbogen find abgegeben worden für: 
77 ̃ ⅛˙ 6m ... ß ————ç—ꝙ 
Bezeichnung des Wahlvorſchlags Zahl 
(Kennwort) der Stimmen 
96 ¾ .. ß | See 


Während der ganzen Verhandlung ſtand der Raum, in dem die Verſammlung ſtatt 


fand, dem Zutritte der Wähler offen. 
Gegenwärtige Verhandlung wurde vorgeleſen, von dem Wahlkommiſſar, den Beiſitzern 


und dem Schriftführer genehmigt und unterſchrieben. 


Der Wahlkommiſſar. Die Beiſitzer. Der Schriftführer. 


Stimm» Zahl Zahl Zahl 


bezirk 


der Wahl- der ungültigen] der gültigen | N Nee 
berechtigten | Stimmzettel | Stimmzettel 


bogen. 


Zahl der für den Wahlvorſchlag 


abgegebenen gültigen Stimmzettel 


Summe sam . ume ee en sm . | Summe 
Der Wahlkommiſſar. Die Beiſitzer. Der Schriftführer. 
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